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Das „Anzeigen-Portal für Huren, Modelle 
& Bordelle“ geriet bereits Ende 2011 in 
den Fokus der MA HSH-Programmbe-
obachtung. Erst vier Jahre später konnte 
die MA HSH den Fall abschließen, nach 
vier Hinweisschreiben, zwei Verfahren 
und zwei Strafanzeigen. Das Portal ist 
mittlerweile offline. Das Bußgeld-Verfah-
ren wurde vor Gericht entschieden.

Das Angebot machte zum einen 
pornografische Inhalte frei zugänglich. 
Außerdem machte es gezielt Werbung 
für Prostitution. Es präsentierte Frauen 
in Reizwäsche und stellte ihre spärlich 
verhüllten Körper in sexuell aufreizenden 
Posen oder Stellungen zur Schau. Ihre 
körperlichen Vorzüge und ihr Sexreper-
toire wurden in zum Teil vulgärer Spra-
che hervorgehoben. Das Anzeigenportal 
bot Frauen wie Waren an und würdigte 
sie zu stets verfügbaren Sexobjekten he-
rab. Freier konnten innerhalb des Portals 
die in Anspruch genommenen Frauen 
sogar bewerten.

Erwachsene sind in der Lage, solche 
Angebote einzuordnen und das darin 

vermittelte Bild von Sexualität und Ge-
schlechterrollen zu hinterfragen. Kinder 
und insbesondere Jugendliche, die sich 
noch in einer sexuellen Orientierungs-
phase befinden, laufen Gefahr, das pro-
blematische Rollenbild zu übernehmen. 
Sie können den Eindruck gewinnen, es 
sei für Frauen normal, sich zu prostituie-
ren oder für Männer selbstverständlich, 
käuflichen Sex in Anspruch zu nehmen. 

Im ersten Verfahren war das Portal mit 
einer „.de“-Endung im Netz. Bei einer 
„.de“-Adresse muss der Anbieter eine 
Adresse in Deutschland angeben. Hier 
handelte es sich um eine Adresse im 
Zuständigkeitsbereich der MA HSH. 
Die MA HSH hörte den Anbieter zu den 
Verstößen an. Daraufhin entfernte dieser 
die pornografischen Inhalte und kenn-
zeichnete sein Angebot mit einem „ab 
18-Label“ für anerkannte Jugendschutz-
programme. Damit war das Angebot 
nicht mehr zu beanstanden und die MA 
HSH plante, das Verfahren einzustellen.

Doch dann fiel bei einer Kontrollsichtung 
ein erneuter Verstoß auf. Das Portal 

machte diesmal wieder pornografische 
Inhalte ohne ausreichende Schutzmaß-
nahmen zugänglich. Es verlinkte auf ein 
kostenpflichtiges Webcamsexangebot, 
das pornografische Fotos, Videos und 
Livesexdarbietungen enthielt. Der Zu-
gang war uneingeschränkt für jeden über 
eine Telefonverbindung möglich: teuer, 
aber keine Hürde im Sinne des Jugend-
schutzes. Die MA HSH wies den Anbieter 
auf diesen Verstoß hin und forderte er-
neut Nachbesserungen ein. Der Anbieter 
nahm daraufhin das Angebot vom Netz 
(März 2013), um es zwei Monate später 
wieder ins Netz zu stellen, diesmal als 
„.com“-Domain. Damit musste der 
Anbieter keine deutsche Adresse mehr 
angeben. Er verschleierte nun seine 
Verantwortlichkeit. Die MA HSH konnte 
aber Indizien für seine Verantwortlichkeit 
recherchieren und leitete ein zweites 
Verfahren gegen den Anbieter ein.
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Wer in Deutschland Minderjährigen por-
nografische Inhalte zugänglich macht, 
verstößt nicht nur gegen Bestimmungen 
des Jugendmedienschutz-Staatsver-
trags (JMStV). Er oder sie begeht damit 
auch eine Straftat. Deswegen zeigte die 
MA HSH das Angebot bei den Strafver-
folgungsbehörden an. Diese konnten den 
erforderlichen Nachweis erbringen, dass 
der Beschuldigte das Internetangebot 
noch verantwortete. Sie sahen aber von 
der Verfolgung der Straftat ab, so dass 
die MA HSH den Pornografieverstoß 
als Ordnungswidrigkeit ahnden konnte. 
Gegen den Bußgeldbescheid der MA 
HSH legte der Anbieter Widerspruch ein. 
Das Gericht bestätigte den Bußgeldbe-
scheid der MA HSH, reduzierte lediglich 
die Bußgeldhöhe. 

Nach dem Jugendmedienschutz-Staats-
vertrag (JMStV) dürfen pornografische und 
somit jugendgefährdende Inhalte im Inter-
net nur dann verbreitet werden, wenn der 
Anbieter sicherstellt, dass ausschließlich 
Erwachsene Zugriff darauf haben (soge-
nannte geschlossene Benutzergruppen). 
Für Inhalte, die „nur“ beeinträchtigend für 
Kinder und Jugendliche sind, gelten weniger 
strenge Auflagen. Sie dürfen im Internet 
verbreitet werden, wenn der Anbieter Vor-
kehrungen trifft, dass Minderjährige diese 
üblicherweise nicht wahrnehmen können. 
Er kann den Zugang zeitlich oder durch ein 
technisches Mittel begrenzen. Er kann sein 
Angebot aber auch nach der relevanten 
Altersstufe (z. B. ab 16 oder ab 18 Jahren) 
so labeln, dass es von anerkannten Jugend-
schutzprogrammen erkannt und je nach 
Einstellung des Programms geblockt wer-
den kann. Anerkannte Jugendschutzpro-
gramme werden nutzerseitig am Computer 
installiert und geben Eltern die Möglichkeit, 
Kinder das Internet altersdifferenziert nut-
zen zu lassen. 

Mehr Informationen finden Sie auf der Seite  
der KJM.

http://www.kjm-online.de/telemedien.html
http://www.kjm-online.de/telemedien/


